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150 Fünfte Verordnung 
zur Durchführung der Rechtsverordnung betreffend den Luftſchutz vom 24. Auguſt 1938. 
Vom 5. Juli 1939. 


Auf Grund der §s 18 und 23 der Rechtsverordnung betreffend den Luftſchutz vom 24. Auguſt 1938 
(G. Bl. S. 285) wird folgendes verordnet: 

8 1 

(1) Soweit Ausbildungsveranſtaltungen und Übungen nicht außerhalb der Arbeitszeit ſtattfinden 
können, ſind die Luftſchutzdienſtpflichtigen zur Erfüllung ihrer Luftſchutzdienſtpflicht bis zur Höchſtdauer 
von 7 Tagen im Jahr zu beurlauben. 

(2) Die Heranziehung zur Erfüllung der Luftſchutzdienſtpflicht darf jeweils einen Zeitraum von 3 
aufeinanderfolgenden Arbeitstagen nicht überſchreiten. 

(3) Gehalt und Lohn ſind während dieſer Zeit weiterzuzahlen. 

(4) Eine Anrechnung auf den Erholungsurlaub hat nicht ſtattzufinden. 

(5) Abſatz 1—4 gilt auch für die vom Danziger Luftſchutzbund zu Lehrgängen einberufenen 
Amtsträger. 
82 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 5. Juli 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
A III L 66 00 VII39 Huth Dr. Hoppenrath 


151 Sechſte Verordnung 
zur Durchführung der Rechtsverordnung betreffend den Luftſchutz vom 24. Auguſt 1938. 
Vom 7. Juli 1939. 


Auf Grund des $ 23 der Rechtsverordnung betreffend den Luftſchutz vom 24. Auguſt 1938 
(G. Bl. S. 285) wird folgendes verordnet: 
§ 1 


Wer aus Gründen der Feuerſicherheit zum Beſitz und zum Bereithalten von Feuerlöſcheinrich⸗ 
tungen verpflichtet iſt, hat bei Neu- und Erſatzbeſchaffungen ſolcher Geräte für die eine vom Deutſchen 
Normenausſchuß e. V., Berlin, herausgegebene Norm beſteht, dieſen Normen entſprechende Geräte zu 
beſchaffen. 

8 2 


Vorhandene Hydranten, die aus Gründen der Feuerſicherheit unterhalten werden müſſen, und 
Hinweisſchilder auf ſolche Hydranten ſind, ſofern ſie den Normen des Deutſchen Normenausſchuſſes 
nicht entſprechen, auf normgerechte Ausführung umzuſtellen. Die Umſtellung muß bis zum 31. März 
1943 beendet ſein. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 29. 7. 1939.) 
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7 
9 3 
Vorhandene Schlauchkupplungen, die aus Gründen der Feuerſicherheit unterhalten werden müſſen, 


ſind, ſofern ſie den Normen des Deutſchen Normenausſchuſſes nicht entſprechen, in normgerechte Aus- 
führungen umzuſtellen. Die Umftellung muß bis zum 31. März 1943 beendet fein. 


g g 8 4 N 
Die Überwachung der Durchführung dieſer Verordnung obliegt dem Ortspolizeiverwalter. Dieſer 
kann die zur Durchführung der Verordnung notwendigen Maßnahmen im Wege polizeilicher Verfügung 
durchſetzen. (§§ 6, 21 und 22 der Rechtsverordnung betreffend den Luftſchutz vom 24. Auguſt 1938 
6. Bl. S. 285 —). 
9 5 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 7. Juli 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
A III L 66 00 VII/39 Huth Rettelsky 


152 7 &iebente Verordnung 
zur Durchführung der Rechtsverordnung betreffend den Luftſchutz vom 24. Auguſt 1938. 
Vom 7. Juli 1939. 


Auf Grund des 8 23 der Rechtsverordnung betreffend den Luftſchutz vom 24. Auguſt 1938 

(G. Bl. S. 285) wird folgendes verordnet: f 
5 8 1 

(1) In Gebäuden der im § 2 der Vierten Verordnung zur Durchführung der Rechtsverordnung 

betreffend den Luftſchutz vom 3. Mai 1939 (G. Bl. S. 251) bezeichneten Art haben die Hauseigen⸗ 

SI tümer für jede Luftſchutzgemeinſchaft Selbſtſchutzgerät nach näherer Beſtimmung der Anlage 1 bereit⸗ 

. zuſtellen und dauernd in gebrauchsfähigem Zuſtand zu halten. Hierbei iſt weitgehend auf vorhandenes 
© Gerät zurüdzugreifen. 

(2) Bilden mehrere Häuſer eine Luftſchutzgemeinſchaft, ſo iſt jeder der beteiligten Hauseigentümer 
für die Erfüllung der Verpflichtung nach Abſatz 1 verantwortlich. Über die Anſprüche der beteiligten 
Hauseigentümer auf Ausgleichung untereinander entſcheiden, wenn eine Einigung nicht zuſtande kommt, 
die ordentlichen Gerichte nach billigem Ermeſſen. 

(3) Jedes Haus ſtellt in der Regel eine Luftſchutzgemeinſchaft dar. Die zuſtändige Stelle des 
Danziger Luftſchutzbundes benachrichtigt den Hauseigentümer, wenn ſein Haus mehrere Luftſchutz⸗ 
gemeinſchaften bildet oder mit anderen Häuſern zu einer Luftſchutzgemeinſchaft zuſammengeſchloſſen wird. 


ö 8 2 

Das Selbſtſchutzgerät iſt bei Luftſchutzübungen und beim Aufruf des Luftſchutzes dem Luftſchutz⸗ 
wart zur Verfügung zu ſtellen. Im übrigen iſt der Luftſchutzwart verpflichtet, von Zeit zu Zeit das 
Vorhandenſein und die Gebrauchsfähigkeit des Selbſtſchutzgeräts nachzuprüfen. Die Benutzung des Ge- 
räts für andere Zwecke iſt geſtattet, wenn die Verwendung für Luftſchutzzwecke dadurch nicht beein- 
trächtigt wird. f 

3 iR 83 

Wenn in den im $ 1 genannten Gebäuden Pferde, Rinder oder Schweine gehalten werden, haben 
die Eigentümer der Ställe das in Anlage 2 genannte Gerät zum Schutze der Tiere bereitzuſtellen und 


„y dauernd in gebrauchsfähigem Zuſtand zu halten. 
ch 
SE 9 4 


Wer nach § 8 Abſatz 1 der Rechtsverordnung betreffend den Luftſchutz vom 24. Auguſt 1938 
(G. Bl. S. 285) zur Erfüllung der Luftſchutzdienſtpflicht im Selbſtſchutz herangezogen wird, iſt ver⸗ 
pflichtet, für ſeine perſönliche Ausrüſtung ſelbſt zu ſorgen. Die Gasmaske (Volksgasmaske) iſt inner- 
halb einer durch Polizeiverordnung nach den Weiſungen des Senats zu beſtimmenden Friſt zu be⸗ 
ſchaffen. * 0 8 


— 


Der Ortspolizeiverwalter überwacht die Durchführung dieſer Verordnung. Zur Durchführung kann 
er polizeiliche Verfügungen erlaſſen und dieſe mit Zwangsmitteln (Ausführung der zu erzwingenden 
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Handlung auf Koſten des Pflichtigen, Feſtſetzung von Zwangsgeld — im Nichtbeitreibungsfalle Zwangs⸗ 
haft —, unmittelbarer Zwang) durchſetzen. Die 88 21 und 22 der Rechtsverordnung betreffend den 
Luftſchutz finden entſprechende Anwendung. 


8 6 
Der Senat kann die Verzeichniſſe des Selbſtſchutzgeräts der Anlagen 1 und 2 ändern und 
ergänzen. 
5 7 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 7. Juli 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
A III L 6600 VII/39 Huth Rettelsky 


Anlage 1 


(Zum 8 1 Abſ. 1 der vorſtehenden Siebenten Verordnung zur Durchführung der Rechtsverordnung 
betreffend den Luftſchutz) | 


Ausſtattung einer Luftſchutzgemeinſchaft mit Selbſtſchutzgerät. 


8 i Gegenſtand Anzahl | Bemerkungen 
1 | Handfeuerſpritze 1 Stück Handſpritzen (Einſtell-, Einhänge⸗, Kübelſpritzen 
uſw.), die vom Senat eine Vertriebsgenehmigung 
nach $ 17 der Rechtsverordnung betreffend den 
Luftſchutz erhalten haben. Von einer Neubeſchaf⸗ 
fung kann Abſtand genommen werden, wenn 
vorhandene Handſpritzen von dem Ortspolizei⸗ 
verwalter als ausreichend angeſehen werden. 
2 Einreißhaken 1 Stück Mit Haken oder kräftigem, langem Nagel ver⸗ 
ſehene Holzſtange. 
3 Leine 1 Stück Lange, kräftige Leine auf Holzwelle gewickelt. 
4 Leiter 1 Stück Steh- oder Anſtelleiter (Haushaltsleiter). 
5 Luftſchutz⸗ 1 Stück Hausapotheke, die eine Vertriebsgenehmigung nach 
Hausapotheke $ 17 der Rechtsverordnung betreffend den Luft⸗ 
ſchutz erhalten hat. 
6 | Feuerpatide 1 Stück Ein bis zwei Meter langer Stock, an deſſen Ende 
je Treppenhaus ein vor der Benutzung mit Waſſer zu tränkendes 
Stück Stoff befeſtigt iſt. 
7 Waſſereimer 2 Stück 
je Treppenhaus 
8.] Waſſerbehälter 1 Stück Faß, Bottich, Wanne oder dgl. 
je Treppenhaus N 
9 | Sandkiſte 1 Stüd Kiſte mit etwa fünf Eimer Sand oder Erde und 


je Treppenhaus einfacher Handſchaufel. 
10 | Schaufel oder Spaten 1 Stüd 
je Treppenhaus 


11 | Axt oder Beil 1 Stüd 
je Treppenhaus 

12 | Armbinden 1 Stüd Nach vorgeſchriebenem Muſter. 
je Luftſchutzwart, 
je Laienhelfer(in), 


je Melder. 
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Anlage 2 


(Zum 8 3 der vorſtehenden Siebenten Verordnung zur Durchführung der Rechtsverordnung 
betreffend den Luftſchutz) 


Selbſtſchutzgerät 
der Stalleigentümer für Pferde, Ninder und Schweine. 
J. Für Pferde, Rinder oder mehr als 10 Schweine: Kaſten für die erſte Hilfeleiſtung des Tier⸗ 
ein Luftſchutz⸗Veterinärkaſten. halters nach Luftangriffen, der eine Ver⸗ 
triebsgenehmigung nach § 17 der Rechts⸗ 
verordnung betreffend den Luftſchutz erhalten 


hat. 
II. Bei insgeſamt mehr als 20 Tieren (Pferde, 
Rinder oder Schweine): 
ein zweiter Luftſchutz⸗Veterinärkaſten, 
bei insgeſamt mehr als 40 Tieren: 
ein dritter Luftſchutz⸗Veterinärkaſten uſw. 
153 Achte Verordnung 


zur Durchführung der Rechtsverordnung betreffend den Luftſchutz vom 24. Auguſt 1938. 
Vom 7. Juli 1939. 


Auf Grund des § 23 der Rechtsverordnung betreffend den Luftſchutz vom 24. Auguſt 1938 
(G. Bl. S. 285) wird folgendes verordnet: 
I. Teil 
Allgemeine Vorſchriften 
8 1 
Durchführung der Verdunklung 
Im ganzen Staatsgebiet iſt nach Maßgabe dieſer Verordnung die Verdunklung vorzubereiten und 
durchzuführen. 
82 
Verantwortlichkeit für die Durchführung der Verdunklung 
(1) Für die Verdunklung it der Eigentümer verantwortlich. Wer die tatſächliche Gewalt über eine 
Sache ausübt, iſt für die Verdunklung an Stelle des Eigentümers verantwortlich. 
(2) Jede Störung der Verdunklung iſt verboten. 


83 
Koſten der Verdunklungsmaßnahmen 
Die Koſten der Verdunklung trägt der nach 8 2 Abſ. 1 Verantwortliche, es ſei denn, daß ſich aus 
geſetzlichen Vorſchriften oder vertraglichen Vereinbarungen etwas anderes ergibt. 


8 4 
Vorbereitung der Verdunklungsmaßnahmen 
Die Verdunklungsmaßnahmen ſind ſo vorzubereiten, daß ſie jederzeit ſofort durchgeführt werden 
können. 
8 5 
Beginn und Dauer der Verdunklung 
Beginn und Dauer der Verdunklung werden durch die Polizeibehörden bekanntgegeben. Vom Auf⸗ 
ruf des Luftſchutzes ab iſt die Verdunklung ohne beſondere Bekanntgabe täglich vom Einbruch der 
Dunkelheit bis zum Hellwerden als Dauerzuſtand durchzuführen. 


8 6 
Erleichterungen von der Verdunklungspflicht 
(1) In beſonderen Ausnahmefällen können Erleichterungen von den Vorſchriften dieſer Verordnung 
für diejenigen Anlagen und Betriebe zugelaſſen werden, für die eine dauernde Verdunklung aus tech⸗ 
niſchen und wirtſchaftlichen Gründen untragbar iſt. Dieſe Anlagen und Betriebe müſſen an den Luft⸗ 
ſchutzwarndienſt angeſchloſſen ſein und die notwendigen techniſchen Einrichtungen beſitzen, um bei Warn- 
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meldung „Luftgefahr“ oder, falls die Meldung ausbleibt, bei „Fliegeralarm“ ſchlagfertig verdunkeln 
zu können. 
(2) Entſprechende Anträge ſind ſchriftlich mit eingehender Begründung an den Ortspolizeiverwalter 
zu richten, der hierüber die Entſcheidung des zuſtändigen örtlichen Luftſchutzleiters herbeiführt. 
(3) Werden Erleichterungen gewährt, jo ſind die in Betrieb bleibenden Lichtquellen und die höchſt⸗ 
zuläſſige Helligkeit im einzelnen feſtzulegen. 
8 7 
Überwachung der Durchführung 
Der Ortspolizeiverwalter überwacht die Durchführung dieſer Verordnung. Zur Durchführung kann 
er polizeiliche Verfügungen erlaſſen und Zwangsmittel (Ausführung der zu erzwingenden Handlung 
auf Koſten des Pflichtigen, Feſtſetzung von Zwangsgeld — im Nichtbeitreibungsfalle Zwangshaft —, 
unmittelbarer Zwang) anwenden. Die $$ 21 und 22 der Rechtsverordnung betr. den Luftſchutz finden 
entſprechende Anwendung. Eine Beſtrafung nach $ 20 der Rechtsverordnung betr. den Luftſchutz ſetzt eine 
Störung der Verdunklung voraus. 
II. Teil 
Beſondere Vorſchriften 
8 8 
Allgemeines 
Für die zur Aufrechterhaltung des wirtſchaftlichen, öffentlichen und privaten Lebens und des Ver⸗ 
kehrs dringend notwendigen Lichtquellen ſind Verdunklungsmaßnahmen durchzuführen. Das gleiche gilt 
für Lichtquellen in Räumen, die vom Ortspolizeiverwalter nach den Weiſungen des Senats beſonders 
bezeichnet werden. Alle übrigen Lichtquellen ſind außer Betrieb zu ſetzen. 


8 9 
Art und Durchführung der Verdunklungsmaßnahmen 
(1) Es werden folgende Verdunklungsmaßnahmen unterſchieden: 
Abblenden der Lichtquellen, 
Abblenden der Lichtaustrittsöffnungen. 
(2) Lichtquellen ſind alle lichtabgebenden Körper und lichterzeugenden Vorgänge einſchließlich aller 
Vorrichtungen, die mit den Lichtquellen eine techniſche Einheit bilden. 
(3) Lichtaustrittsöffnungen find alle Fenſter, Türen, Oberlichter, Glasdächer, Glaswände und ſon⸗ 
ſtigen Offnungen von Baulichkeiten und Fahrzeugen aller Art, aus denen Licht ins Freie dringen kann. 


8 10 
Abblenden der Lichtquellen 
(J) Lichtquellen im Freien, die nicht außer Betrieb geſetzt werden, ſind in der Weiſe abzublenden, 
daß bei Dunkelheit und klarer Sicht aus 500 Meter Höhe in ſenkrechter und ſchräger Blickrichtung für 
ein normales Auge weder unmittelbare noch mittelbare Lichterſcheinungen wahrzunehmen ſind. 
(2) Das gleiche gilt für die nicht außer Betrieb geſetzten Lichtquellen in Baulichkeiten und Fahr⸗ 
zeugen aller Art, wenn keine Verdunklungsmaßnahmen an den Lichtaustrittsöffnungen getroffen werden. 


5 8 11 
Mittel zum Abblenden 
(1) Lichtquellen aller Art können durch Herabſetzen der Leuchtwirkung (Lichtſtrom) oder durch Be⸗ 


grenzen des Lichtausſtrahlungsbereichs abgeblendet werden. Beide Maßnahmen können auch gleichzeitig 
angewendet werden. 


(2) Geeignete Mittel hierfür ſind: 

Spannungsminderung durch Umſpanner oder Widerſtände für Einzelbrennſtellen und Strom- 
reife, Glühlampen und Glühkörper geringer Lichtleiſtung oder beſonderer Lichtverteilung, 
Glimmlampen, lichtrichtende optiſche Syſteme, lichtdämpfende Filter und Anſtriche, Abſchirm⸗ 
vorrichtungen. 

(3) Die Spannungsminderung it im allgemeinen nur für ſolche Stromkreiſe zuläſſig, an die außer 
den abzublendenden Lichtquellen keine Geräte und Maſchinen angeſchloſſen ſind. Widerſtände dürfen 
nur an Einzelbrennſtellen, in Stromkreiſen mit mehreren Brennſtellen nur bei unveränderlicher Belaſtung 
und möglichſt nur in Gleichſtromkreiſen verwendet werden. Umſpanner und Widerſtände find gegen Ein- 
griffe Unberufener zu ſichern. 
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(4) Als lichtdämpfende Filter ſind Glas, Kunſtſtoff, engmaſchige Drahtnetze, fein gelochte Blech⸗ 
ſiebe, Anſtriche uſw. geeignet. Filter, Anſtriche und oc mit 8 Lichtwirkung ſind unzu⸗ 
läſſig. 
(5) Filter, Anſtriche und Abſchirmvorrichtungen müſſen dauerhaft, ſoweit notwendig, hitzebeſtändig 
und bei Verwendung im Freien witterungsbeſtändig ſein. 


8 12 
Abblenden der Lichtaustrittsöffnungen 

Lichtaustrittsöffnungen von Baulichkeiten und Fahrzeugen aller Art ſind durch lichtundurchläſſige 
und lichtdicht abſchließende Verdunklungsvorrichtungen abzublenden, wenn die volle Innenbeleuchtung 
beibehalten wird. Schwach lichtdurchläſſige oder nicht lichtdicht abſchließende Mittel ſind als Verdunk— 
lungsvorrichtungen zuläſſig, wenn Fan zuſätzliche EBENEN verhindert wird, daß Licht ins Freie 
dringt. 

Mittel zum Abblenden * Lichtaustrittsöffnungen 

(1) Zum Abblenden der Lichtaustrittsöffnungen ſind Klapp⸗ oder Rolläden, Jalouſien, Zug- 
oder Rollvorhänge, Tafeln oder andere Mittel aus Holz, Gewebe, Pappe, Papier, Kunſtſtoff, Blech 
uſw. geeignet. 

(2) Anſtrich der Glasſcheiben von Fenſtern, Oberlichtern, Glasdächern und ſonſtigen Lichtaustritts⸗ 
öffnungen iſt nur als zuſätzliche Verdunklungsmaßnahme zuläſſig, wenn das Abblenden der Lichtaus⸗ 
trittsöffnungen mit den im Abſ. 1 angegebenen Mitteln aus techniſchen und wirtſchaftlichen Gründen 
beſonders ſchwierig iſt und durch das Abblenden der Lichtquellen allein die Vorſchriften des 8 10 Abſ. 2 
nicht reſtlos erfüllt werden können. Die ausreichende Beleuchtung der Räume durch Tageslicht darf durch 
den Anſtrich der Glasſcheiben nicht weſentlich beeinträchtigt werden. 

(3) Als Abblendemittel werden zweckmäßig ſolche Gegenſtände verwendet, die einfach zu bedienen 
ſind und bei längerem Gebrand — D nicht verlieren. 


8 * N 
Aufbewahrung und Kennzeichnung der Abblendemittel 
Die Abblendemittel, die im Frieden nicht ſtändig an den abzublendenden Lichtquellen oder Lichtaus⸗ 
trittsöffnungen belaſſen werden, ſind jo aufzubewahren und nötigenfalls zu kennzeichnen, daß ſie dauernd 
gebrauchsfähig 2 und jederzeit = angebracht, rden können. 


0 (bi sı5 
Auberbetriebſkben der Lichtquellen 
Lichtquellen, für die keine Verdunklungsmaßnahmen nach den Vorſchriften der 88 10 bis 13 durch⸗ 
geführt werden, ſind ſo außer Betrieb zu ſetzen, daß jede Wendt durch Unberufene und jede ver- 
ſehentliche Betätigung mit Sicherheit verhindert wird. f 


ni 58016 1515 ' 
Verkehrs beleuchtung 

(1) Die Belswigting von Straßen, Wegen, Plätzen, Bahn⸗ und Hafenanlagen, Waſſerſtraßen und 
Grundſtücken aller Art iſt, ſoweit im folgenden nicht anderes beſtimmt wird, außer Betrieb zu ſetzen. 

(2) Zur Aufrechterhaltung des Verkehrs ſind an wichtigen Straßenkreuzungen, Verkehrspunkten und 
Gefahrenſtellen Richtleuchten vorzuſehen. Dieſe ſind ſo anzuordnen, daß ſie den Verlauf der Fahrbahn 
einwandfrei kennzeichnen und für den Verkehrsteilnehmer gut ſichtbar ſind. Für Straßen und Plätze mit 
hoher Verkehrsdichte können Richtleuchten in years ya ann zum a werden. 

(3) Richtleuchten können geſpeiſt werden 

a) durch das vorhandene Leitungsnetz, 
b) durch Anſchluß an die nächſtgelegene Hausleitung, 0 
c) durch örtliche Energiequellen (Akkumulatoren, Petroleum, 01 af). 
(4) Richtleuchten ſind ſo abzublenden und anzuordnen, daß 
az) oberhalb einer durch die Lichtquelle gelegten waagerechten Ebene kein bete eit ſicht⸗ 
bar iſt, 
b) eine möglichſt gleichmäßige Bodenhelligkeit erzeugt wird. 
c) die Leuchtdichte der angeſtrahlten BER ee Sausmände to der Vor⸗ 
ſchrift des 8 10 Abf. 1 entſpricht, 
cc) eine Blendung der Mikheil vile fuld eine irGptegehsiig: auf naſſer nen e 
und auf Waſſerflächen möglichſt vermieden wird, 
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e) ausreichende Werten fabisket gegen Veſchävicnngen und eee vorhan⸗ 
den iſt, 
) ein Pendeln bei Wind nicht möglich it. 
(5) Durch techniſche und organiſatoriſche Maßnahmen it geile; daß das Abſchalten der 
Außenbeleuchtung und das se. 7 ben un in * Friſt erfolgen kann. 


thin 


8 17 1 
Beten Pein u f 

(1) Beleuchtete Verkehrszeichen und ſonſtige der Verkehrsſicherheit dienende Einrichtungen (Sig⸗ 
nale, Warnzeichen, Verkehrsampeln, Verkehrsſäulen, Schildkröten, Halteſtellenſäulen, Straßen- und Haus⸗ 
nummernſchilder uſw.) ſind, ſoweit notwendig, in Betrieb zu laſſen und unter Beachtung der Vorſchriften 
des 8 10 Abf. 1 und des 8 11 entweder jo abzuſchirmen, daß ſie nur in der verkehrstechniſch not⸗ 
wendigen Blickrichtung ſichtbar ſind und Spiegelungen auf naſſer Straßenoberfläche und auf Waſſer⸗ 
flächen möglichſt vermieden werden oder in ihrer Leuchtwirkung ſoweit herabzuſetzen, daß ihr Lichtſchein 
bei Dunkelheit und klarer Sicht aus einer Entfernung von 500 Meter nicht mehr wahrnehmbar iſt. 
Das gleiche gilt für Hinweisſchilder, die zur Kennzeichnung von öffentlichen Luftſchutzräumen, Ret⸗ 
tungsſtellen, Polizeirevieren, Apotheken, Arzten, Hebammen uſw. notwendig ſind. 

(2) Verkehrszeichen, die auch tagsüber als Lichtſignale benutzt werden (Verkehrsampeln, Blink⸗ 
lichter) ſind zweckmäßig für den Tag⸗ und Nachtbetrieb durch Spannungsminderung oder ähnliche 
Maßnahmen auf zwei Helligkeitsſtufen einzuſtellen. N 

(3) Durch organiſatoriſche und techniſche Maßnahmen iſt dafür Sorge zu tragen, daß die Beleuch⸗ 
tung der Verkehrszeichen in kürzeſter Zeit auf die Erforderniſſe der Verdunklung umgeſtellt werden kann. 


8 18 1m 
Beleuchtung der Landfahrzeuge 

(1) Bei allen Verkehrsmitteln zu Lande (Kraftfahrzeugen und ihren Anhängern, ſchienengebundenen 
Fahrzeugen, Fahrrädern, Fuhrwerken und Handwagen) ſind an den unbedingt verkehrsnotwendigen 
Außenlichtquellen Verdunklungsmaßnahmen durchzuführen. Die übrigen Außenlichtquellen ſind außer 
Betrieb zu ſetzen. 

(2) In Bewegung befindliche Landfahrzeuge und Zuge auf öffentlichen Verkehrswegen müſſen, 
mit Ausnahme von Fahrrädern, bei Dunkelheit rote Schlußbeleuchtung führen. 

(3) Nicht in Bewegung befindliche Landfahrzeuge und, Züge auf öffentlichen Verkehrswegen 
müſſen, ſofern ſie nicht auf Parkplätzen oder an Orten abgeſtellt werden, die zur Verhütung von 
Unfällen beſonders kenntlich gemacht ſind, nach Maßgabe der allgemeinen Vorſchriften unter Beachtung 
der Erforderniſſe der Verdunflung beleuchtet fein. =. 

(4) Die Scheinwerfer von Kraftfahrzeugen find 3 

a) ſo abzuſchirmen, daß direktes Licht nur unterhalb einer um 1“ gegen die Waagerechte nach 
unten geneigten Ebene austreten kann, die Beleuchtungsſtärke auf der Fahrbahn der Vor⸗ 
ſchrift des § 10 Abſ. 1 entſpricht und die Lichtquellen für andere Verkehrsteilnehmer bei 
Dunkelheit und klarer Sicht bis zu einer Entfernung von 100 Meter ſichtbar, jedoch aus 
einer Entfernung von 500 Meter nicht mehr wahrnehmbar ſind, oder 

b) ſo abzudecken, daß nur eine waagerechte, fünf bis acht Zentimeter lange, einen Zentimeter 
breite Offnung in der Mitte der Abſchlußſcheiben das Licht austreten läßt. Die Vorſchriften 
des § 33 Abſ. 1 der Polizeiverordnung über das Verhalten im Straßenverkehr (Straßen⸗ 
verkehrs⸗Ordnung — StVO. —) vom 21. 3. 1938 (St. A. S. 135) über Benutzung der 
Beleuchtungsvorrichtungen bleiben unberührt. N 

(5) Die Scheinwerfer von Fahrzeugen der Straßenbahnen ſind unter Beachtung der Vorſchriften 
des $ 10 Abſ. 1 und des $ 11 jo abzuſchirmen, daß ſie nur in der verkehrstechniſch notwendigen Blid- 
richtung ſichtbar ſind. Hierbei muß jedoch eine ausreichende, möglichſt gleichmäßige Ausleuchtung der 
Fahrbahn von den Fahrzeugen gewahrt bleiben. Auf öffentlichen Verkehrswegen ſind die Fahrzeuge 
außerdem nach vorn durch zwei Begrenzungslampen in gleicher Höhe möglichſt dicht am äußeren Fahr⸗ 
zeugrand zu kennzeichnen, ſofern ſie nicht ſchon durch beleuchtete Feier oder Nummernſchilder als 
Straßenbahnfahrzeuge kenntlich ſind. 

(6). Die Zug⸗ und Spitzenlichter anderer S nnbn bgm ‚find — Beachtung der Vorſchriften 
des § 10 Abſ. 1 und des § 11 ſo abzuſchirmen, daß fie nur in verkehrstechniſch notwendiger Blickrichtung 
ſichtbar ſind. 
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(7) Die Scheinwerfer von Fahrrädern find entweder 

a) jo abzuſchirmen, daß direktes Licht nur unterhalb einer um 1“ gegen die Waagerechte nach 
unten geneigten Ebene austreten kann, die Beleuchtungsſtärke auf der Fahrbahn der Vor⸗ 
ſchrift des $ 10 Abſ. 1 entſpricht und die Lichtquellen für andere Verkehrsteilnehmer bei 
Dunkelheit und klarer Sicht bis zu einer Entfernung von 100 Meter ſichtbar, jedoch aus 
einer Entfernung von 500 Meter nicht mehr wahrnehmbar ſind, oder 

b) jo abzudecken, daß nur eine waagerechte, vier Zentimeter lange, einen Zentimeter breite 
Offnung an der unteren Hälfte der Abſchlußſcheiben das Licht austreten läßt. 

(8) Zur Beleuchtung der Fahrbahn während der Verdunklung können eine oder zwei beſondere Be- 
leuchtungsvorrichtungen (Verdunklungsſcheinwerfer) verwendet werden, die den Vorſchriften des Abſ. 4 
unter a entſprechen. Die Vorſchriften des $ 51 der Polizeiverordnung über die Zulaſſung von Perſonen 
und Fahrzeugen zum Straßenverkehr (Straßenverkehrs⸗Zulaſſungs⸗Ordnung — StVO. —) vom 
5. 12. 1938 (St. A. I S. 611) über die ſeitlichen Begrenzungslampen bleiben unberührt. 

(9) Die ſonſtigen verkehrstechniſch notwendigen Außenlichtquellen an Landfahrzeugen aller Art 
(Begrenzungs-, Schluß: und Brenslichter, Fahrtrichtungsanzeiger, Kennzeichen⸗, Zielrichtungs⸗ und 
Nummernſchilder, Zeichen für das Mitführen von Anhängern hinter Kraftfahrzeugen) ſind in der gleichen 
Weiſe wie die im $ 17 Abſ. 1 genannten Lichtquellen abzublenden, wobei ihre Sichtbarkeit auf eine 
Entfernung von 100 Meter gewährleiſtet ſein muß. 

(10) Die Verdunklungsmittel ſowie die beſonderen Beleuchtungsvorrichtungen für die Verdunk⸗ 
lung find von Kraftfahrzeugen bei Überlandfahrten ſtändig mitzuführen. 


8 19 
Beleuchtung von Waſſerfahrzeugen 

(1) Bei allen Verkehrsmitteln zu Waſſer find unter Beachtung der Vorſchriften des $ 10 Abſ. 1 und 
des § 11 an den unbedingt verkehrsnotwendigen Außenlichtquellen Verdunklungsmaßnahmen durchzu- 
führen. Die übrigen Außenlichtquellen find unbeſchadet der Vorſchrift des $ 20 außer Betrieb zu ſetzen. 

(2) Die Poſitions- und Ankerlichter ſind ſo abzublenden, daß ſie bei Dunkelheit und klarer Sicht 
auf Binnenwaſſerſtraßen nur bis zu einer Entfernung von 600 Meter, auf Seewaſſerſtraßen die 
Topplichter nur bis zu zwei Seemeilen, die übrigen Poſitionslichter und die Ankerlichter nur bis auf 
eine Seemeile ſichtbar ſind. Ein Spiegeln der Lichtquellen auf der Waſſeroberfläche iſt hierbei möglichſt 
zu vermeiden. 

Ss 20 
Sonſtige Lichtquellen im Freien 

(1) Die zur Durchführung dringender Arbeiten im Freien notwendigen Lichtquellen find nach den 
Vorſchriften des $ 10 Abſ. 1 und des $ 11 entweder abzublenden oder zu überdachen. Alle ſonſtigen 
Lichtquellen, insbeſondere an oder in Normaluhren, Lichtreklamen und Schaufenſtern ſind außer Betrieb 
zu ſetzen. 

(2) Lichterſcheinungen bei Außenarbeiten (3. B. Schweißarbeiten) und induſtrielle Feuerer⸗ 
ſcheinungen (3. B. bei Hochöfen, Stahlwerken, Walzwerken, Gießereien, Kokereien, Gaswerken, Oltaffi- 
nerien) find unter Beachtung der Vorſchrift des $ 10 Abſ. 1 entweder zu überdachen oder durch andere, 
den betrieblichen Vorgängen angepaßte Mittel abzublenden. Andernfalls find die für die Feuererſchei⸗ 
nungen urſächlichen Betriebsvorgänge während eines Fliegeralarms einzuſtellen. 

(3) Hand- und Taſchenlampen dürfen zur Beleuchtung im Freien nur benutzt werden, wenn fie 
nach den Vorſchriften des § 10 Abſ. 1 und des 8 11 abgeblendet und gehandhabt werden. 


8 21 
Verdunklungsmaßnahmen in Baulichkeiten aller Art 


In Baulichkeiten aller Art find für beleuchtete Räume mit Lichtaustrittsöffnungen Verdunklungs— 
maßnahmen nach Maßgabe des $ 8 durchzuführen. 


8 22 
Lichtaustrittsöffnungen 
(1) Die Lichtaustrittsöffnungen find in der Regel abzublenden bei 
a) Arbeits- und Wohnräumen mit großem Lichtbedarf, 
b) Räumen mit ſtarkem öffentlichen Verkehr, Verſammlungsräumen, Gaſtſtätten, Theatern u. ä. 
c) Schaufenſtern, die keinen lichtdichten Abſchluß zu den dahinter liegenden Verkaufsräumen 
haben. 
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(2) Das Abblenden der Lichtaustrittsöffnungen hat nach den Vorſchriften der SS 12 und 13 zu 
erfolgen. B 

(3) Lichtdicht abſchließende Klapp⸗ oder Rolläden an der Außenſeite von Gebäuden ſind be= 
ſonders geeignete Verdunklungsvorrichtungen, die auch Schutz gegen die Zerſtörung der Fenſterſcheiben 
durch Luftſtoß⸗ und ſog. von Sprengbomben bieten. f 8 

(4) Zug⸗ oder Rollvorhänge müſſen entweder ausreichenden allſeitigen Überſtand über die Licht⸗ 
austrittsöffnungen haben oder durch geeignete Mittel zum lichtdichten Abſchließen gebracht werden. 
Außerdem muß verhindert werden, daß bei Zugluft oder verſehentlicher Berührung der Vorhänge Licht 
ins Freie dringen kann. 

(5) Bei nicht lichtdicht abſchließenden Klapp⸗ oder Rolläden, Jalouſien und Vorhängen ſind zu⸗ 
ſätzliche Verdunklungsmaßnahmen zu treffen. Die Lichtquellen find hierbei mindeſtens ſoweit abzu⸗ 
ſchirmen, daß kein direktes Licht die Lichtaustrittsöffnungen trifft. Die Notwendigkeit ſtärkerer Abblen⸗ 
dung der Lichtquellen hängt von ihrer Helligkeit und von den örtlichen Verhältniſſen ab. Vorhänge 
können zur Verſtärkung der lichtdämpfenden Wirkung mit dunklen Futterſtoffen an der Außenſeite ver⸗ 
ſehen oder dunkel gefärbt werden. 

(6) Die Wirkſamkeit dieſer Verdunklungsmaßnahmen iſt in dunklen Nächten von außen zu prüfen, 
indem feſtgeſtellt wird, ob das Ein⸗ und Ausſchalten der Innenbeleuchtung erkennbar iſt. Die Prüfung 
wird zweckmäßig von höher gelegenen Fenſtern gegenüberſtehender Häuſer aus vorgenommen. 

(7) In Räumen mit erhöhter Feuergefahr ſind Abblendemittel aus nicht oder ſchwer brennbaren 
Werkſtoffen zu wählen. 

(8) In Räumen, in denen durch das Abblenden der Lichtaustrittsöffnungen Wärmeſtauungen ent⸗ 
ſtehen, ſind Belüftungsmaßnahmen in der Weiſe durchzuführen, daß kein Licht ins Freie dringt. 

(9) Bei Türen, die aus hell beleuchteten Innenräumen unmittelbar ins Freie führen, iſt ſicherzu⸗ 
ſtellen, daß beim Offnen der Türen kein Licht nach außen fällt. Dies kann durch folgende Maß⸗ 
nahmen erreicht werden: 

a) Lichtſchleuſen, die nach außen und innen durch Türen oder Vorhänge lichtdicht abgeſchloſſen 
ſind. Die Ein⸗ und Ausgänge der Lichtſchleuſen dürfen nicht gleichzeitig geöffnet werden. Die 
Größe der Lichtſchleuſen iſt alſo zu wählen, daß ſich der Verkehr reibungslos abwickeln kann. 

b) Vorhänge unmittelbar vor den Türöffnungen bei Räumen mit ſchwachem Verkehr, die ſo 
anzubringen ſind, daß ein gleichzeitiges Offnen der Türen und Vorhänge vermieden wird. 

c) Selbſttätige Vorrichtungen, die für die Dauer des Offnens der Türen die Innenbeleuchtung 
löſchen und gegebenenfalls Notbeleuchtung einſchalten. 


8 23 
Lichtquellen 
Die Lichtquellen ſind in der Regel abzublenden 

a) in Räumen, in denen nur eine ſchwache Helligkeit zum Zurechtfinden notwendig iſt (Treppen⸗ 
häuſer, Flure, nicht ſtändig benutzte Wohnräume, Speiſekammern, Aborte, Nebenräume) und 
in denen keine Verdunklungsmaßnahmen an den Lichtaustrittsöffnungen durchgeführt werden, 

b) in gewerblichen Arbeitsräumen mit großen Fenſterflächen, in denen aus wirtſchaftlichen oder 
techniſchen Gründen das Abblenden der Lichtaustrittsöffnungen beſonders ſchwierig iſt. 


8 24 
Schwach beleuchtete Räume 
In den im 8 23 unter a genannten Räumen find die Lichtquellen nach den Vorſchriften des $ 10 
Abſ. 2 und des $ 11 in der Weile abzublenden, daß die Räume möglichſt gleichmäßig ausgeleuchtet 
und helle Lichtflecke vermieden werden. Die Lichtquellen ſind außerdem abzuſchirmen, wenn ſie nicht 
durch Wandflächen über den Fenſteröffnungen, durch Wände oder Dächer gegenüberſtehender Häuſer 
oder durch andere Gegebenheiten gegen Sicht aus der Luft gedeckt ſind. 


8 25 
Gewerbliche Arbeitsräume 
(1) In den im $ 23 unter b genannten Räumen ſind Verdunklungsmaßnahmen unter Beachtung 
der Vorſchriften des § 10 Abſ. 2 und des 8 11 in folgender Weiſe durchzuführen: 

a) Die allgemeine Raumbeleuchtung it in ihrer Leuchtwirkung ſoweit herabzuſetzen, wie es 
für den Betrieb ohne Erhöhung der Unfallgefahr noch irgend möglich iſt. Hierbei iſt an⸗ 
zuſtreben, daß die Räume möglichſt gleichmäßig ausgeleuchtet und helle Lichtflecke vermieden 
werden. — — — 
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b) Für alle Arbeitsplätze iſt eine Einzelbeleuchtung in der Weiſe einzurichten, daß Beeinträch⸗ 
tigungen der Arbeitsleiſtung und der Fertigung auf ein Mindeſtmaß beſchränkt werden. 
c) Die unter a und b genannten Lichtquellen find jo abzuſchirmen, daß kein Licht unmittelbar 
von den Lichtquellen auf die Lichtaustrittsöffnungen fällt. 

(2) Die Zweckmäßigkeit der im Abſ. 1 angegebenen Maßnahmen in betrieblicher Hinſicht iſt durch 
mehrnächtige Verſuche, ihre Wirkſamkeit in luftſchutztechniſcher Hinſicht durch Verdunklungsübungen nach⸗ 
zuprüfen. 

(3) Kann die einwandfreie Verdunklung durch die im Abſ. 1 angegebenen Maßnahmen allein nicht 
erreicht werden, ſo ſind zuſätzliche Verdunklungsmaßnahmen an den Lichtaustrittsöffnungen durchzu⸗ 
führen. 

8 26 
Verdunklungsmaßnahmen innerhalb von Fahrzeugen 

Für die Innenbeleuchtung von Fahrzeugen aller Art gelten die Vorſchriften der Ss 21 bis 25 

ſinngemäß. 
§ 27 
Berückſichtigung der Verdunklung bei Neuanlagen 

Bei der Planung und Ausführung von Neu-, Um: und Erweiterungsbauten, von neuen Fahrzeug⸗ 
typen und von neuen Beleuchtungsanlagen innerhalb und außerhalb von Gebäuden iſt auf die Erforder⸗ 
niſſe der Verdunklung Bedacht zu nehmen. 

8 28 
Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrsſicherheit 

(1) An verkehrswichtigen Stellen (3. B. an Straßenkreuzungen, Straßenübergängen, Halteſtellen), 
ſind die waagerechten und ſenkrechten Flächen der Bordſteine in der Breite der Gehbahnen mit einem 
weißen Anſtrich zu verſehen. Der Anſtrich iſt zweckmäßig ſo auszuführen, daß etwa 50 Zentimeter 
lange Streifen mit gleich großen Zwiſchenräumen abwechſeln. In der gleichen Weiſe ſind Verkehrs⸗ 
inſeln kenntlich zu machen. 

(2) Bei Treppen im Freien ſind die Stufen mit einem in Gehrichtung im Zickzack laufenden, 
etwa 20 Zentimeter breiten weißen Strich zu verſehen. 

(3) Bäume, Laternen, Maſten, Pfeiler, Brückengeländer uſw. an Gefahrenpunkten, Straßen⸗ 
biegungen und Uferſtraßen ſowie Kanten von Häuſern und Zäunen, die in der Geh- oder Fahrbahn 
liegen, ſind bis etwa einen Meter Höhe über dem Boden durch weißen Anſtrich kenntlich zu machen. 

(4) Die Anſtriche müſſen wetterfeſt und bei Dunkelheit gut ſichtbar ſein. 


III. Teil 
Schlußvorſchriften 
8 29 
Ermächtigung zur Anderung des II. Teils 
Der Senat kann die Vorſchriften des II. Teils dieſer Verordnung ändern oder ergänzen. 


8 30 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 7. Juli 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
A III L 6600 VII/39 Huth Rettelsky a 
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